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Konsumgütem eine Zusatzgarantie zu gewähren. Für diese 
Zusatzgarantie ist ein Garantieschein auszustellen und dem 
Käufer bei Übergabe der Ware auszuhändigen. Da ein 
Teil der Garantiescheine nicht mit den Bestimmungen des 
ZGB übereinstimmt, hat das Ministerium der Justiz im 
Interesse der Bürger Grundsätze für die Ausgestaltung 
der Garantiescheine herausgegeben. Diese Grundsätze sind 
allen Industrieministerien zugeleitet worden, damit auf 
ihrer Grundlage alle Garantiescheine einheitlich ausge­
staltet werden können.10

Verstärkter Schutz des Lebens, der Gesundheit 
und des Eigentums der Bürger vor Schadenszufügung

Der allseitige und konsequente Schutz der Rechte der 
Bürger ist eine wichtige Voraussetzung für deren aktive 
Mitwirkung bei der weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft. Die Bedeutung der konse­
quenten Einhaltung der Bestimmungen des ZGB über 
Schadenersatzleistungen hat das Oberste Gericht auf seiner 
Plenartagung vom 14. September 1978 deutlich gemacht.* 1 2 3 * 1 11 
Daraus ergibt sich insbesondere für die Rechtspflegeorgane 
die Verpflichtung, darauf zu achten, daß die Bürger ihre 
Rechte wahrnehmen und auch verwirklichen. Sie sind des­
halb über ihre Rechte und Pflichten zu informieren und 
ggf. entsprechend zu unterstützen.

Die Festigung des Vertrauensverhältnisses zwischen 
Bürger und Staat erfordert, auch die Gesetzlichkeit beim 
Schutz von Leben und Gesundheit und des persönlichen 
Eigentums der Bürger konsequent durchzusetzen. Sicher­
heit und Geborgenheit im sozialistischen Staat sind wich­
tige Bestandteile der Erfüllung der Hauptaufgabe und 
verlangen deshalb die strikte und konsequente Verwirkli­
chung des ZGB auch auf diesem Gebiet.

Von besonderer Bedeutung sind die Regelungen über 
Schadensverhütung (§§ 323 bis 326 ZGB). In ihnen wird 
der neue, sozialistische Charakter unseres Rechts besonders 
deutlich. Vor allem sind diejenigen Bürger besonders zu 
unterstützen, die sich im Interesse des sozialistischen 
Zusammenlebens, zum Schutz des sozialistischen Eigen­
tums, zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit und 
zur Erhaltung von Leben und Gesundheit anderer Bürger 
aktiv eingesetzt haben. In Zusammenarbeit mit allen 
beteiligten Organen, insbesondere mit den Einrichtungen 
der Staatlichen Versicherung, ist zu sichern, daß diesen 
Bürgern stets Schäden und Aufwendungen ersetzt werden.

•

Die bisherigen Erfahrungen bei der Anwendung des sozia­
listischen Zivilrechts machen deutlich, daß auch seine wei­
tere Durchsetzung einzuordnen ist in den Prozeß der 
weiteren Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft, 
der planmäßigen Verbesserung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen und der Entwicklung der Bürger zu sozialisti­
schen Persönlichkeiten. Hierzu hat auch das Zivilgesetz­
buch einen aktiven schöpferischen Beitrag zu leisten, der 
zugleich ein Beitrag zur Erfüllung der Hauptaufgabe ist. 
Für die künftige Arbeit zur Durchsetzung des ZGB erge­
ben sich daher folgende Schlußfolgerungen:

1. Die Durchsetzung des politischen Anliegens des ZGB 
als eines wichtigen Leitungsinstruments des sozialistischen 
Staates bei der Verwirklichung der Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik bedarf auch 
weiterhin auf allen Ebenen der planmäßigen Leitungs­
tätigkeit und Kontrolle. Die weitere Anwendung des ZGB 
darf nicht dem Selbstlauf überlassen bleiben.

2. Es kommt nunmehr darauf an, die Wirksamkeit des 
ZGB in ganzer Breite zu sichern. Seine Anwendung ist 
unter Beachtung der konkreten gesellschaftlichen Bezie­
hungen stets unter dem Aspekt zu prüfen, wie es seiner 
politischen Aufgabenstellung im Leben gerecht wird.

3. Es ist eine hohe gesellschaftliche Effektivität der 
gesetzlichen Regelung zu sichern. Dazu sind die aus der 
täglichen Praxis gewonnenen neuen Erkenntnisse und Er-
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fahrungen schnell zu verallgemeinern und positive Bei­
spiele für die weitere Arbeit nutzbar zu machen.

4. Die Schulung und Qualifizierung der Mitarbeiter 
der Handels- und Dienstleistungsbetriebe sowie der staat­
lichen und wirtschaftsleitenden Organe ist systematisch 
weiterzuführen, wobei vor allem die bereits vorhandenen 
Kenntnisse zu vertiefen sind. In diese Qualifizierungs­
maßnahmen sind sowohl die ergänzenden Regelungen 
zum ZGB als auch die aus der täglichen Praxis gewonne­
nen Erkenntnisse einzubeziehen.

5. Das neue, sozialistische Zivilrecht ist weiterhin so­
wohl in den Betrieben als auch in den Wohnbereichen ziel­
gerichtet und planmäßig zu propagieren, um damit zur För­
derung und Entwicklung des Rechtsbewußtseins der Werk­
tätigen beizutragen und ihnen zu helfen, sich den ganzen 
Inhalt des Gesetzes anzueignen.
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